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Christina Dörfler::· 

Sterbehilfe im Spannungsfeld 

von Selbstbestimmung 

und Schutz des Lebens 

Abstract 

Selbstbestimmung mnfasst Eigenverantwortlichkeit und Selbststeuerung. 
Jeder Mensch hat das Recht, seine Angelegenheiten frei und ohne die Ein-
mischung von anderen- insbesondere von staatlichen Stellen- zu regeln. 
Insbesondere kann er über den eigenen Körper bestimmen- bis hin zum 
Selbstmord. Fraglich ist dabei, wo die Grenzen des Selbstbestimmungs-
rechts verlaufen. Darf ein Patient ohne realistische Aussichten auf Gene-
sung sein Leben durch aktive Mithilfe einer dritten Person beenden? 
In diesem Beitrag soll versucht werden, das bei der Sterbehilfe auftretende 
Spannungsverhältnis zwischen dem Selbstbestimmungsrecht und der Le-
benserhaltungspflicht seitens des Staates beziehungsweise der Ärzte in 
einen verhältnismäßigen Ausgleich zu bringen. Rechtsvergleichende Be-
rücksichtigung findet dabei vor allem die gesetzliche Regelung aktiver 

Sterbehilfe in den Niederlanden. 
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einer im Sommersemester 2008 im Rahmen eines Seminars bei Prof Dr. 
Jens Kersten und Prof Dr. Nikolaus Bosch an der Universität Bayreuth 

verfassten Seminararbeit. 
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StttdZR 2/2009 

I. Einleitung 

Der Gedanke der autonomen Selbstbestimmung des Lebens erfasst zunehmend auch 
den Sterbevorgang als letzte Lebensphase. 1 Mit wachsender Manipulierbarkcit des 
Todes durch die moderne Medizin und mit dementsprechend steigendem Selbstbe-
stimmungsinteresse über das eigene Leben und Sterben stellt sich die Frage nach den 
Möglichkeiten und Grenzen von Sterbehilfe in neuer Dringlichkeit. Es geht dabei 
nicht nur um Hilfe im Sterben in Form von Schmcrzbescitigung, sondern auch um 
Hilfe zum Sterben durch gezielte Tötung.2 

Die Problematik der Sterbehilfe ist jüngst wieder in das aktuelle Bewusstsein ge-
rückt. Am 9. Februar 2009 starb die Komapariemin Eluana Englaro in Italien. Nach 
jahrelangen Bemühungen des Vaters hatte das oberste italienische Berufungsgericht 
im vergangenen November in letzter Instanz eine Anordnung des Mailänder Beru-
fungsgerichts bestätigt, wonach die künstliche Ernährung der Patientin eingestellt 
werden könne. 3 Um einem neuen derartigen Fall vorzubeugen, hat die italienische 
Regierung im Senat einen Gesetzesentwurf gegen Sterbehilfe, Beihilfe zum Suizid 
und den Abbruch der künstlichen Ernährung bei Sterbenskranken eingebracht. Im 
Gegensatz dazu trat in Luxemburg - nach den Niederlanden und Belgien - am 
17. März 2009 das Gesetz über Sterbehilfe und assistierten Suizid4 in Kraft. Danach 
darf ein Arzt im Großherzogtum künftig einem unheilbar Kranken, der seinen 
Wunsch zum Sterben ausdrücklich geäußert hat, helfen. Vorangegangen war ein Dis-
put mit dem Großherzog Henri, der angekündigt hatte, das Gesetz nicht in Kraft set-
zen zu wollen. Deshalb kam es zu einer Verfassungsänderung,5 wonach der Groß-
herzog ab sofort Gesetze nur noch unterzeichnen, aber nicht mehr billigen muss/' 

In Deutschland ist die Sterbehilfe dagegen nicht gesetzlich geregelt. Der Bundesrat 
hat einen GesetzentwurP von fünf Bundesländern gegen organisierte Sterbehilfe 
zurückgestellt. Er verabschiedete stattdessen lediglich einen Entschließungsantrag. 
Darin wird als Ziel der spätere Beschluss eines entsprechenden Gesetzes gegen ge-
werbliche Suizidhilfe formuliert. Damit ist aber ausschließlich die Bestrafung von 
Organisationen beabsichtigt. Einzelpcrsonen, die eine Selbsttötung begleiten - wie 
im Fall des Hamburger Justizsenators Rogcr Kusch8

- würden davon nicht erfasst. 

Schneider in: Joccks/Miebach (Hrsg.), Münchner Kommenrar zum Strafgesetzbuch III, 2003, 
Vorb. §§ 211 ff., Rn. 88. 

2 Eser in: Schönke/Schrödcr, Kommentar zum Strafgesetzbuch, 27. Auflage (2006), Vorb. 
§§ 211 ff., Rn. 21. 

3 0. V., Komapariemin Englat·o darf sterben, spicgcl online v. 03.02.2009, 
http:/ /www.spicgcl.de/panorama/gcscllschaft/O, 1518,605164,00.html. 

4 Loi sur l'cuthanasic et l'assistance au suicide; vgl. Memorial A No 46 v. 16. März 2009, S. 615. 
5 Memorial A No 43 v. 12. März 2009, S. 586. 
6 0. V., Luxemburg setzt Sterbehilfe-Gesetz in Kraft, Deutsches Ärzteblatt v. 16. März 2009, http:/ 

/www.acrztcblatt.de/nac!Jrichten/35837 /Luxcmburg_setzt_Stcrbchilfc-Gesctz_ill_Kraft.!Jtm. 

7 BR-Drs. 230/06, BR-Drs. 436/08. 
8 VG Hamburg, Beschluss v. 06.02.2009, Az.: 8 E 3301/08. 
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Ziel dieses Beitrages ist es, nach einer terminologischen Abgrenzung (II.) die gelten-
de Rechtslage in Deutschland (III.) darzustellen und diese mit dem niederländischen 
Modell (IV.) zu vergleichen. Schließlich sollen die rechtspolitischen Alternativen (V.) 
ausgelotet werden. 

II. Terminologische Abgrenzung 

Problematisch ist unter der geltenden Rechtslage von vornherein nur die vor Eintritt 
des Hirntodes geleistete Sterbehilfe. Denn da mit dem Hirntod das Menschsein i. S. 
der Lebensschutztatbestände endet, ist nach diesem Zeitpunkt nicht nur der Verzicht 
auf weitere Beatmungsmaßnahmen zulässig, sondern unter Umständen sogar die ak-
tive Beendigung einer möglicherweise noch spontan funktionierenden Kreislauf-
tätigkeitY Unter dem Begriff der Sterbehilfe im weiteren Sinn werden alle ärztlichen 
Handlungen und Unterlassungen am Ende des Lebens des Patienten verstanden, 
auch wenn damit keinerlei Beschleunigung oder Herbeiführung des Todeseintritts 
verbunden ist. Begrifflich unterscheidet man die aktive und die passive, die direkte 
und die indirekte Sterbehilfe sowie die I-Iilfe im Sterben. 10 

1. Direkte aktive Sterbehilfe 

Unter dem Begriff der direkten aktiven Sterbehilfe versteht man das geziclte Töten 
auf Wunsch des leidenden Menschen oder auf Drängen der Angehörigen. 11 Sie ist 
rechtswidrig und strafbar (§§211, 212 StGB). 12 Auch das Töten eines Kranken, um 
ihn bei aussichtsloser Prognose von einem schweren Leiden zu erlösen (Mitleids-
tötung) oder das Töten auf "ausdrückliches und ernstliches Verlangen"(§ 216 StGB) 
sind wegen der klaren gesetzgeberischen Vorgabe strafbare, aktive Sterbehilfe. 13 Ver-
langen ist dabei mehr als das bloße Einverständnis des Getöteten, er muss darüber 
hinaus auf den Willen des Täters eingewirkt haben. 14 Aktive Sterbehilfe ist unum-
kehrbar und nimmt dem Patienten die Chance, eine in diesem Fall objektiv mögliche 
Besserung seines Zustandes noch zu erleben. 15 

9 Larzdau Heiligkeit des Lebens und Selbstbestimmung im Sterben, ZRP 2005, S. 50; Eser, in: 
Schönke/Schröder (Fn. 2), Vorb. §§ 211 ff., Rn. 22. 

10 Erlirzger!Bock in: Widmaier (Hrsg.), Münchner Anwaltshandbuch Strafvertcidigung, 2006, 
Teil I, § 49, Rn. 98. 

11 Coeppicus Aktive und passive Sterbehilfe - Abbruch von Behandlung und Ernährung aus 
vormundschaftsgerichtlicher Sicht, FPR 2007, S. 63; Erlirzger!Bock in: Widmaier (Fn.10), 
Teil I, § 49, Rn. 99. 

12 Es er in: Schönke/Schröder (Fn. 2), Vorb. §§ 211 ff., Rn. 24; Coeppims (Fn. 11), S. 63. 
13 BGH, NJW 1991,2357 (2359). 
14 Leitner Sterbehilfe im deutsch-spanischen Rcchtsvergleich, Diss. München 2006, S. 66 f. 
15 Höfling Forum: "Sterbehilfe" zwischen Selbstbestimmung und Integritätsschutz, JuS 2000, 

s. 111 (113). 
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2. Passive Sterbehilfe 

Dagegen erfasst der Begriff der passiven Sterbehilfe den Pali, dass der Sterbevorgang 
unumkehrbar eingesetzt hat, der Patient also Sterbender ist, und entsprechend dem 
Willen des Patienten lebensverlängernde Maßnahmen unterlassen werden. Ein Pa-
tient ist Sterbender, wenn eine oder mehrere vitale Funktionen (z. B. Herz, Kreislauf 
und Atmung) versagen und der Tod innerhalb kurzer Zeit zu erwarten ist. "Passiv'' 
bedeutet, dass man den nadirliehen Krankheitsverlauf und Sterbeprozess geschchctl 
lässt und keine Maßnahmen ergreift, durch die der Eintritt des Todes hinausgezögert 
werden könnte. 16 Weitere ärztliche Maßnahmen wären angesichts des eingesetzten 
Sterbevorgangs medizinisch sinnlos, d. h. es fehlt die medizinische Indikation. Der 
Arzt darf eine medizinisch nicht indizierte Behandlung verweigern und abbrechen. 17 

3. Indirekte Sterbehilfe 

Die indirekte Sterbehilfe ist die ärztlich gebotene Medikation eines Kranken gemäß 
seinem erklärten oder mutmaßlichen Willen, wenn bei unerträglichen Schmerzen das 
Schmerzmittel als unbeabsichtigte, aber in Kauf genommene unvermeidbare Neben-
folge den Todeseintritt beschleunigen kann. 1

H Damit stellt sie dogmatisch einen Un-
terfall der aktiven Sterbehilfe dar. Im Vordergrund steht dabei jedoch die Bekämp-
fung von Schmerzen oder anderen Leiden des Patienten. 19 Sie ist nicht nach §§ 211, 
212 StGB strafbar.20 

4. Hilfe im Sterben 

Unbestritten ist schließlich die Aufgabe des Arztes und der Pflegekräfte, dem Patien-
ten Hilfe im Sterben zu gewähren. Dies bedeutet, für eine Basisbetreuung zu sorgen, 
zu der menschenwürdige Unterbringung, Zuwendung, Körperpflege, Lindern von 
Schmerzen, Atemnot und Übelkeit gehören, sowie das Stillen von Hunger und 
Durst.21 

111. Aktive Sterbehilfe in Deutschland 

1. Die aktive Sterbehilfe aus strafrechtlicher Sicht 

Die strafrechtliche Erörterung der Problematik der Tötung auf Verlangen bewegt 
sich zwischen den Polen des Schutzes des Lebens und der Selbstbestimmung des 

16 Coeppicus (Fn. 11), S. 63 f. 
17 BGH FPR 2003,443 (446); BGH N]W 2003, 1588 (1592 f.). 
18 Coeppictts (Fn. 11 ), S. 64. 
19 Erlingerl Bock in: Widmaier (Fn. 1 0), Teil I, § 49, Rn. 100. 
20 BGHSt 37, 376. 
21 Präambel der Grundsätze der Bundesärztekammer zur ärztlichen Sterbebegleitung, Deut-

sches Ärzteblatt v. 7. Mai 2004. 
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Patienten. Während das Argument des Lebensschutzes eher dazu veranlasst, das In-
teresse des individuellen Rechtsgutsträgers aus dem Blick zu verlieren, birgt der 
Aspekt der Selbstbestimmung die Gefahr, die kollektive Wertschätzung des Rechts-
guts Leben zu schwächen. Auf dieses Dilemma reagiert das Gesetz in§ 216 StGB mit 
einer Formulierung, die beiden Gesichtspunkten Rechnung tragen soll.22 Selbstbe-
stimmung bedeutet dabei auch Sclbstverantwortung. Selbstverantwortung kann aber 
zu einer untragbaren Bürde werden. Der Spagat zwischen dem Recht zur Selbstbe-
stimmung (mit der Gefahr der Sclbstsehädigung) einerseits und dem Schutz und der 
Fürsorge für den Betroffenen mit der Gefahr der Fremdbestimmung andererseits 
beeinflusst die strafrechtliche Beurteilung.23 

Nach geltendem Recht ist die aktive direkte Sterbehilfe i. S. einer Tötung schwer 
kranker oder sterbender Menschen auf ihr Verlangen hin unzulässig und strafbar 
(§ 216 StGB), auch dann, wenn die Behandlung vergebens ist.24 § 216 StGB bedroht 
die vom Patienten ausdrücklich und ernstlich verlangte Tötung, etwa durch eine In-
fusion, Injektion oder sonstige Medikation, mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren.25 Sie unterstreicht, dass aktive und geziclte Mitleidstötungen von 
todkranken Menschen auch im Falle der Unmöglichkeit weiterer Schmerzlinderung 
nicht gerechtfertigt werden können.26 Da das Rechtsgut Leben nicht disponibel ist, 
hat die Einwilligung des Patienten in die eigene Tötung keine rechtfertigende Kraft.27 

Auch für Notwehr bleibt kein Raum. Die Unverfügbarkeit des Lebens lässt sich so-
wohl mit Tabuisierungsgründen als auch mit der Missbrauchsabwehr begründen.28 

Diskutiert wird aber, ob eine einverständliche Fremdtötung nach den Grundsätzen 
des rechtfertigenden Notstandes gemäß § 34 StGB legitimiert werden kann. Die 
Notstandslage bestünde darin, dass der Sterbewillige furchtbare körperliche und sec-
lisehe Qualen erleidet, die nur durch den Tod abzuwenden sind. Das vernichtete 

Leben würde weniger schwer wiegen als die Erlösung des Patienten von seinen Qua-
len.29 Aktive Fremdtötungen auf Verlangen sollen nach dieser Auffassung nur in 
Ausnahmefällen mit Hilfe des § 34 StGB gerechtfertigt werden, sofern das Weiter-
leben für den Sterbewilligen nach objektivierbarcn Kriterien unerträglich wird. 
Erforderlich sind dafür insoweit eindeutige Sachverhalte der Uncrträglichkeit, die 

22 Karg! Aktive Sterbehilfe im Zugriff der volkspädagogischen Deutung des§ 216 StGB, in: In-
stitut für Kriminalwissenschaften und Rechtsphilosophie Frankfurt a. M. (Hrsg.): Jenseits 
des rechtsstaatliehen Strafrechts, 2007, S. 380. 

23 Lilie in: Wienke/Lippert (Hrsg.), Der Wille des Menschen zwischen Leben und Sterben -
Patientenverfügung und Vorsorgevollmacht, 2001, S. 75. 

24 Odtmcu In Würde sterben, Diss. München 2007, S. 40; Kusch Tabu Sterbehilfe, NJW 2006, 
s. 261. 

25 Iüttzer Patientenautonomie und Strafrecht- aktive und passive Sterbehilfe, FPR 2007, S. 59 
(60). 

26 Herzberg Sterbehilfe als gerechtfertigte Tötung im Notstand? NJW 1996, S. 3043 (3047 f.); 
Seimeider in: Joccks/Miebach (Fn. 1), Vorb. §§ 211 ff., Rn. 91. 

27 Odtmm (Fn. 24), S. 40. 
28 Eser in: Schönke/Schröder (Fn. 2), § 216, Rn. 13. 
29 Antoine Aktive Sterbehilfe in der Grundrechtsordnung, Diss. Berlin 2004, S. 69. 
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nicht nur nach der Selbsteinschätzung des Opfers, sondern auch von augen betrach-
tet keinen sinnvollen Zweifel mehr erlauben.30 Darüber hinaus sollte aber die not-
standsspezifische Rechtfertigung von Taten nach § 216 StGB im Hinblick auf die 
Vagheit des Magstabes zur Bewertung der Interessen an der Lebensbeendigung auf 
extrem gelagerte Ausnahmefälle beschränkt bleiben. 31 Von der h. M. im Schrifttum 
wird auf das anerkannte Institut des übergesetzlichen entschuldigenden Notstandes32 

zuri.ickgcgriffcn.33 Ein übergesetzlicher Notstand analog § 35 StGB kann angenom-
men werden, wenn die verlangte Tötung ultima ratio bei einem fortwährend 
schwerste Qualen erleidenden Patienten ist, dem keine herkömmlichen Mittel mehr 
hclfen.3

"
1 Dagegen erlaubt eine verbreitete Auffassung unter keinen Umständen eine 

derartige Mitleidstötung.35 Zur Begründung wird neben dem absoluten Verbot der 
Verfügung über fremdes Leben die angeblich unzweifelhafte Priorität des Lebens-
schutzes gegenüber der Abkürzung der Qualen angeführt. Letztendlich kommt dem 
Patientenwillen bei der strafrechtlichen Bewertung von Entscheidungen und Hand-
lungen von Ärzten und Angehörigen eine entscheidende Bedeutung zu.36 

2. Die aktive Sterbehilfe aus verfassungsrechtlicher Sicht 

So sehr es schon aus historischen Gründen angebracht ist, gerade die seinver wiegen-
den Probleme des Lebensschutzes in Deutschland mit Behutsamkeit anzugehen,37 

und so wichtig die ethische Kontrolle des technisch Machbaren und des individuell 
Gewollten gerade im Umgang mit den höchsten Rechtsgütern der Gemeinschaft ist, 
so deutlich wird doch der Bedarf an der rationalisierenden und konfliktlösenden 
Kraft der Verfassung.38 Da ein Recht auf den eigenen Tod in Form der aktiven 
Sterbehilfe auf die Verfügung des Menschen über das eigene Leben zielt, muss die 
Begründung hierfür im Verfassungsrecht gesucht werden. 39 Als verfassungsrecht-
liche Grundlage für ein derartiges Recht kommen sowohl das Recht auf Leben ge-
mäg Art. 2 II S. 1 GG und das aus Art. 2 I GG40 oder Art. 2 II S. 1 GG41 hergeleitete 
Recht auf freie Selbstbestimmung als auch die Menschenwürde gemäg Art. 1 I GG in 
Betracht. 

30 

31 
32 
33 
34 
35 

36 
37 
38 

39 
40 
41 

Merke! Früheuthanasie, Habil. Frankfurt a. M. 2001, S. 422; Otto Patientenautonomie und 
Strafrecht bei der Sterbebegleitung, NJW 2006, S. 2217 (2222); Kutzer (Fn. 25), S. 61. 
Schneider in: Joccks/Miebach (Fn. 1), §216, Rn. 57. 
Lenckner in: Schönke/Schröder (Fn. 2), Vor §§ 32 ff., Rn. 115 ff. 
Fischer Strafgesetzbuch, 55. Auflage (2008), Vor§ 211, Rn. 16 ff. 
Arztoine (Pn. 29), S. 70. 
Jtihnke in: Jähnke/Laufhütte/Odersky (1-Irsg.), Leipziger Kommentar zum Strafgesetzbuch, 
11. Auflage (2005), Vor § 211, Rn. 14; Dölling Zulässigkcit und Grenzen der Sterbehilfe, 
MedR 1987, S.6 (11 f.). 
Lilie in: Wienke/Lippert (Fn. 23), S. 84. 
Steffen Noch einmal: Selbstverantwortetes Sterben? NJW 1996, S. 1581. 
Hesse Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschlands, 20. Auflage 
(1999), Rn. 354. 
\Vcmermmm Das Recht auf den eigenen Tod, DRiZ 1986, S. 291 (292). 
BVerfGE 52, 131 (168). 
BVerfGE 52, 131 (168) abw. Meinung der Richter Hirsch, Niebier und Steinberger. 
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a) Formen der aktiven Sterbehilfe 

Im Rahmen der aktiven Sterbehilfe sind verschiedene Varianten denkbar, wobei eine 
Unterscheidung zwischen freiwilliger, nichtfreiwilliger und unfreiwilliger aktiver 
Sterbehilfe zu erfolgen hat.42 Geschieht die aktive Sterbehilfe auf Wunsch des ent-
scheidungsfähigen Patienten, spricht man von der so genannten freiwilligen aktiven 
Sterbehilfe:n Bei der unfreiwilligen Sterbehilfe handelt man gegen den Willen des 
Patiemcn.44 Des Weiteren die Möglichkeit der nichtfreiwilligen aktiven Ster-
behilfe an einer nicht entscheidungsfähigen Person ohne Lebensaussichten, sofern 
deren Vertreter die erforderliche Einwilligung abgegeben hat.45 

aa) Freiwillige aktive Sterbehilfe 

Die freiwillige aktive Sterbehilfe bezeichnet Handlungen, die den Tod sterbenskran-
ker und schwer leidender Patienten herbeiführen, die nach reiflicher Überlegung er-
klärt oder klar zu erkennen gegeben haben, sterben zu wollen.'16 Die Pönalisierung 
der freiwilligen aktiven Sterbehilfe gemäß§ 216 StGB hindert nicht daran, die Frage 
nach dem Recht auf den eigenen Tod auf normativ höherer Ebene zu stellen, weil sich 
aus der Interpretation des Grundgesetzes auch andere zentrale, außerhalb des Straf-
rechts stehende Wertungsmaßstäbe und -kriterien gewinnen lassen. Würde lediglich 
auf§ 216 StGB verwiesen, so hieße das, die Verfassung unzulässigerweise "von unten 
her" auszulegen und ihre Rechtsgutautonomie innerhalb der Normenpyramide 
durch das einfache Recht bestimmen zu wollen.47 

bb) Unfreiwillige Sterbehilfe 

Bei der unfreiwilligen aktiven Sterbehilfe geht es um Handlungen, die den Tod des 
Patienten herbeiführen, der jedoch entscheidungsfähig ist und seinen Willen zu er-
kennen gibt, den eigenen Tod so lange wie möglich hinauszuzögern. In einem sol-
chen Fall stellt sich die Frage des Rechts auf den eigenen Tod schon aus dem Grund 
nicht, als dass der Patient sich im Rahmen einer unfreiwilligen aktiven Sterbehilfe gar 
nicht die Herbeiführung des Todes wünscht.48 Es ist daher sehr zweifelhaft, ob man 
in diesem Fall überhaupt noch von Sterbehilfe sprechen kann. 

42 Antoirze (Fn. 29), S. 281. 
43 Gieserz Ethische und rechtliche Probleme am Ende des Lebens, JZ 1990, S. 929 (933 ). 
44 Antoirze (Fn. 29), S. 281. 
45 Giesen (Fn. 43), S. 933; Koller Personen, Rechte und Entscheidungen über Leben und Tod, 

in: Bernat, Erwin (Hrsg.): Ethik und Recht an der Grenze zwischen Leben und Tod, 1993, 
s. 71 (87). 

46 Koller (Fn. 45), S. 90. 
47 Czerner Aktive Sterbehilfe auch gegenüber Kindern? Zur Übertragbarkeit der aktuellen 

Diskussion in den Niederlanden auf die Bundesrepublik Deutschland unter verfassungs-
rechtlichen Gesichtspunkten, MedR2001, S. 354 (355). 

48 Hohenstein Die Einführung der aktiven Sterbehilfe in der Bundesrepublik Deutschland, 
Diss. Kiel 2003, S. 85. 
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cc) Nichtfreiwillige aktive Sterbehilfe 

Die nichtfreiwillige aktive Sterbehilfe meint die Herbeiführung des Todes schwer lei-
dender und sterbenskranker Menschen, die mit Sicherheit keine Aussicht auf Besse-
rung haben und die selbst nicht oder nicht mehr fähig sind zu entscheiden, wie sie in 
dieser Situation behandelt werden Problematisch ist, ob sich bei nichtcnt-
scheidungsfähigen todkranken Patienten die Frage des Bestehens eines Rechts auf 
den eigenen Tod überhaupt stellt oder ob diese nicht vielmehr aufgrundder Einwilli-
gungsunfähigkeit des Patienten von vornherein ausgeschlossen ist. Die Faktoren, 
welche die rechtliche Einwilligungsfähigkeit hervorrufen, wie zum Beispiel dauer-
hafte Bewusstlosigkeit oder Geisteskrankheit, schließen jedoch das Selbstbestim-
mungsrecht eines Menschen nicht aus, denn bewusstlose oder geisteskranke Men-
schen werden gleichermaßen wie einwilligungsfähige Menschen durch das Prinzip 
der Autonomie und die Menschenwürde gcschützt.50 Deshalb ist es erforderlich, 
einen Vertreter zu bestimmen, der anstelle der betroffenen Personen deren Rechte 
und Interessen wahrnimmt und für den einwilligungsunfähigen Patienten die erfor-
derliche Einwilligung abgibt. 51 Dabei ist fraglich, ob ein Vertreter überhaupt in recht-
lich zulässiger Weise in die Tötung eines anderen Menschen einwilligen dürfte. 

( 1) Von vornherein einwilligungsunfähige Personen 

Wenn eine von vornherein einwilligungsunfähige Person an einer unheilbaren, 
schmerzhaften Krankheit leidet, erscheint es zweifelhaft, ohne die Annahme eines 
entsprechenden Willens der betreffenden Person die Vornahme der aktiven Sterbe-
hilfe aufgrund der Einwilligung des Vertreters in die Tötung des Patienten als zuläs-
sig zu erachten. Da der wahre Wille nicht zu ermitteln ist, wäre eine Entscheidung 
des Vertreters für die Vornahme der aktiven Sterbehilfe grundsätzlich mit dem Risiko 
verbunden, das Recht auf Leben der betroffenen Person, das jedem Menschen gemäß 
Art. 2 II S. 1 GG zusteht, zu verletzen. 52 

Aufgrund der unmittelbaren Entscheidung durch einen Dritten findet keine Selbst-
bestimmung statt. Es besteht augcrdem eine Missbrauchsgefahr in Form von mög-
lichen Interessenkollisionen aufgrund des Einflicgens sachfremdcr Motive in die 
Entscheidung wie das Vermeiden finanzieller Lasten, aufopfernder Pflege oder phy-
sischer und psychischer Betreuung. Die Ersetzung des eigenen Willens einer von 
vornherein einwilligungsunfähigen Person durch die Entscheidung Dritter in eine 
aktive Tötung kann folglich nicht in Betracht kommen. 

(2) Einwilligungsunfähig gcwordcne Personen 

Die rechtliche Lage scheint sich anders darzustellen, wenn ein Patient zunächst im 
Besitz seiner Einwilligungsfähigkeit war, diese jedoch aufgrund von Bewusstlosig-

49 Koller (Fn. 45), S. 92. 
50 Giesen (Fn. 43), S. 938. 
51 Laber Die rechtlichen Probleme der Früheuthanasie, MedR 1990, S. 182 (185). 
52 Kutzer Sterbehilfeproblematik in Deutschland: Rechtsprechung und Folgen für die klini-

sche Praxis, MedR 2001, S. 77; Gieserz (Fn. 43), S. 937 f. 
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keit, Geistesbehinderungoder sonstiger Umstände verloren hat. Ein Unterschied ist 
zumindest darin zu sehen, dass es unter Umständen möglich ist, den mutmaßlichen 
Willen der betroffenen Person mit I-Iilfe von Äußerungen, Stellungnahmen, Haltun-
gen oder Patientenverfügungen zu ermitteln.53 Im Zeitpunkt der Abgabe der aus-
schlaggebenden Einwilligungserklärung durch den zuständigen Vertreter jedoch ent-
scheidet wie bei einer schon immer einwilligungsunfähigen Person unmittelbar ein 
Dritter darüber, ob der Patient leben oder sterben wird. Überdies ist zu beachten, 
dass ein Patient, der im Zeitpunkt der Entscheidungsfähigkeit den Todeswunsch ge-
äußert hat, unter Umständen, insbesondere angesichts seiner Einwilligungsunfähig-
keit, nicht mehr die Möglichkeit besitzt, seine Erklärung zu widerrufen. 54 Die Gefahr 
einer möglichen Interessenkollision ist daher kaum geringer als im Falle einer von 
vornherein entscheidungsunfähigen Person. Daher darf die Entscheidung einer drit-
ten Person über Leben und Tod eines schwerstkranken Patiententrotz gewisser An-
haltspunkte, die auf den mutmaßlichen Willen des Patienten schließen lassen, keine 
Geltung erlangen. 

b) Das Recht auf den eigenen Tod in Form der aktiven Sterbehilfe 

Bei der Frage der aktiven Sterbehilfe geht es um die Abwägung zwischen dem Schutz 
des Lebens als objektivem Prinzip einerseits und dem Respekt vor der freiverant-
wortlichen Entscheidung des todkranken Menschen andererseits.55 Nach Art. 2 li 
S. 1 GG hat jeder Mensch das Recht auf Leben. Dieses Grundrecht bindet den Ge-
setzgeber56 und darf in seinem Wesensgehalt nicht angetastet werden (Art. 19 II GG). 
Der Gesetzgeber muss jedoch auch das Grundrecht der Selbstbestimmung des Pa-
tienten achten und schützen. Kein Grundrecht kann dabei- abgesehen von der Men-
schenwürde- von vornherein absoluten Vorrang beanspruchen. 57 Wenn sich nun aus 
den Grundrechten ein Recht auf den eigenen Tod herleiten lässt, wäre der Gesetzge-
ber zu einer Freigabe der aktiven Sterbehilfe berechtigt, vielleicht sogar verpflich-
tet.58 Als Grundlage für ein solches Recht kommen das Recht auf Leben, das Recht 
auf Selbstbestimmung und die Menschenwürde in Betracht. 

aa) Recht auf Leben 

Art. 2 II S. 1 GG gewährleistet das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. 
Aus dieser Norm fließt die Pflicht des Staates und seiner Organe, das Leben aktiv zu 
schützen.59 Fraglich ist jedoch, ob das Recht auf Leben auch ein Grundrecht auf Ver-

53 Laber (Fn. 51), S. 185. 
54 Hohenstein (Fn. 48), S. 83 f. 
55 Birkner Assistierter Suizid und aktive Sterbehilfe- Gesctzgcberischer Handlungsbedarf?, 

ZRP 2006, S. 52 (54). 
56 Vgl. Lorenz, Aktuelle Verfassungsfragen der Euthanasie, ]Z 2009, 57 (59). 
57 Hll[en In dubio pro dignitate - Selbstbestimmung und Grundrechtsschutz am Ende des 

Lebens, NJW 2001, S. 849 (850). 
58 Hohenstein (Fn. 48), S. 86. 
59 Dieterich in: Dieterich/Müller-Glöge/Preis/Schaub (Hrsg.), Erfurter Kommentar zum Ar-

beitsrecht, 8. Auflage (2008), Art. 2 GG, Rn. 107. 
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fügung über das eigene Leben beinhaltet. Dem Wortlaut nach gewährt Art. 2 li S. 1 

GG kein Recht auf den Tod.60 

Eine Betrachtung des Art. 2 II S. l GG unter systematischen Gesichtspunkten könnte 

allerdings zu einem anderen Ergebnis führen. Das Grundgesetz statuiert zwar keine 
Grundpflichten, kennt jedoch Inpflichtnahmen. gehört auch das Recht auf Leben 
(Art. 2 II S. 1 GG).61 Um ein Recht auf den eigenen Tod herleiten zu können, müsste 

sich unter Berücksichtigung des Rechtes auf körp?rliche Unversehrtheit (Art. 2 II S.l 
GG) und der Garantie der Menschenwürde (Art. l I GG) ein entsprechender Zusam-
menhang herstellen lassen. Trotz der Erwähnung des Rechtes auf Leben und des Rech-
tes auf körperliche Unversehrtheit in einem Absatz ist eine Gleichbehandlung beider 
Rechte aber nicht zu rechtfertigen, da das menschliche Leben im Gegensatz zur kör-
perlichen Unversehrtheit einen Höchstwert innerhalb der grundgesetzliehen Ordnung 

darstel!t.62 Auch die Garantie der Menschenwürde enthält im Vergleich zum Recht auf 
Leben einen eigenständigen Inhalt. Deshalb ist kein systematischer Zusammenhang im 
Hinblick auf die Frage eines Rechtes auf aktive Sterbehilfe feststellbar/'3 Wenn man 

dem Bürger das Recht zugestehen würde, über sein Leben in Form der aktiven Sterbe-
hilfe verfügen und sich im Zweifelsfall von einem Dritten vernichten lassen zu dürfen, 
so würde dies der Inpflichtnahme des Grundgesetzes widersprechen und wäre mit der 
Gesamtheit des Regelungswerkes unvereinbar/'1 Außerdem tabuisiert das Grundgesetz 
den Tod durch die Abschaffung der Todesstrafe (Art. 102 GG). Somit schließt es die 
Systematik des Grundgesetzes im Hinblick auf die Gesamtheit des Regelungswerkes 
aus, Art. 2 li S. 1 GG als Recht auszulegen, über das eigene Leben zu verfügen. 

Aus der Entstehungsgeschichte des Lebensschutzes wird überdies deutlich, dass 

der Verfassungsgeber nicht die Absicht hatte, das Recht auf Leben in irgendeiner 

Form disponibel zu gestalten, auch nicht für den Grundrechtsträger sclbst.65 

Sinn und Zweck des Art. 2 li S. 1 GG schließlich sind in dem Schutz des Einzelnen 
vor der Vernichtung seiner biologisch-physischen Existenz zu sehen.66 Danach wird 
dem Einzelnen verboten, über sein grundgesetzlich verankertes Recht auf Leben zu 
verfügen. Das Recht auf Leben umfasst damit nicht gleichsam als Kehrseite das Recht 
auf den gewählten eigenen Tod.67 

bb) Recht auf Selbstbestimmung 

Die Entscheidung über Leben und Tod könnte aber als Teil des Selbstbestimmungs-
rechts des Menschen zu betrachten sein. Einigkeit besteht dabei zunächst darin, dass 

60 Hohenstein (Fn. 48), S. 89 f. 
61 Roellecke Gibt es ein "Recht auf den Tod"? in: Eser (Hrsg.): Suizid und Euthanasie, 1976, 

s. 336 (338). 
62 BVcrfGE 39, I (42). 
63 Hohenstein (Pn. 48), S. 92 ff. 
64 Roellecke (Fn. 61), S. 338. 
65 llohenstein (Fn. 48), S. 96 f. 
66 Murswiek in: Sachs (Hrsg.), GG-Kommentar, 5. Auflage (2009), Art. 2, Rn. 180. 
67 Schreiber Das ungelöste Problem der Sterbehilfe- Zu den neuen Entwürfen und Vorschlä-

gen, NStZ 2006, S. 473 (475). 
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gerade im Kernbereich des menschlichen Lebens die Selbstbestimmung grundrecht-
lieh geschützt ist. Unterschiedlich ist nur die Zuordnung zu den einzelnen Grund-
rechten: Während das BVerfG Art. 2 II S. 1 GG auch als Grundrecht der Selbstbe-
stimmung über den eigenen Körper interpretiert,68 also das Grundrecht auf Leben 
und körperliche Unvcrsehrthcit als Iex specialis zu Art. 2 I GG betrachtet, rückt die 
zivilrechtliche Diskussion das allgemeine Persönlichkeitsrecht in den Mittelpunkt.69 

Beidc Konzeptionen haben den Nachteil, dass sie die Selbstbestimmung nicht als 
eigenständiges Grundrecht schi.itzcn, sondern jeweils mit einem anderen Grundrecht 
verbinden. Im Ergebnis aber kommt es auf die exakte Zuordnung zu einem der 
beiden in Art. 2 GG enthaltenen Grundrechte nicht an. Das Recht zur Selbstbestim-
mung über den eigenen Körper gehört in den Kernbereich der durch Art. 1 und 
2 GG insgesamt geschützten menschlichen Würde und Freiheit?) 

Lebensschutz und Selbstbestimmung stellen einen kaum auflösbaren Gegensatz dar. 
Der Absolutheit des Lebens steht die Absolutheit des "Ichs" gegenüber, das die volle 
Selbstbestimmung bis hin zur eigenen Auslöschung beansprucht.71 Der Patient ist 
nicht Objekt der ärztlichen Heilkunst, sondern selbstbestimmter und selbst bestim-
mender Partner des Arztes. Sein erklärter Wille geht dem ärztlichen Heilauftrag vor, 
und es ist grundsätzlich ausgeschlossen, dem subjektiven Willen einen objektivierten 
"eigentlichen Willen" zur medizinischen Indikation entgegenzusetzen, der durch 
den Arzt, einen Betreuer oder weitere Personen definiert und durchgesetzt werden 
könntc.72 

Die frage ist nur, ob man aus dem Selbstbestimmungsrecht ein Recht auf den eigenen 
Tod i. S. einer vom Staat verliehenen Kompetenz oder von ihm begrüfhen Hand-
lungsweise herleiten kann.73 Schon die Beratungen zum Grundgesetz zcigen,74 dass 
niemand einen grundrechtlich geschützten Anspruch darauf besitzen sollte, mit Billi-
gung der Rechtsordnung getötet zu werden. Der Staat hat vielmehr gerade die 
Pflicht, Leben zu bewahren und zu schützen.75 Dem steht aber der Anspruch des 
Einzelnen auf Selbstbestimmung gegenüber. Gemeint ist damit die Entscheidung 
eines Individuums, in Kenntnis beispielsweise einer tödlichen Krankheit und im 
Vollbesitz seiner geistigen Kräfte, sich zu töten oder sich töten zu lassen.76 Im Vor-
dergrund steht hier die Freiverantwortlichkeit einer Entscheidung. Der Entschei-
dungsprozess ist aber in der Praxis von einem sehr komplexen Zusammenspiel aus 
familiären und gesellschaftlichen Reaktionen auf Krankheit, Leistungsfähigkeit, Be-

68 BVerfGE 52, 131 (171). 
69 Damm Persönlichkeitsschutz und medizintechnische Entwicklung, JZ 1998, S. 926 (928 f.). 
70 Hufen (Fn. 57), S. 851. 
71 Liittig "Begleiteter Suizid" durch Sterbchilfevereine: Die Notwendigkeit eines strafrecht-

lichen Verbots, ZRP 2008, S. 57 (58). 
72 Huferz (Fn. 57), S. 851; Lipp!Klein Patientenautonomie und "Sterbehilfe"- Stand der aktuel-

len Debatte, FPR 2007, S. 56. 
73 Dreier Grenzen des Tötungsverbotes, JZ 2007, S. 318 (319 ff.). 
7 4 Parlamentarischer Rat 1948-1949 V /2, S. 921 f. 
75 BVerfGE 46, 164; 77, 214. 
76 Birkner (Fn. 55), S. 53. 
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hinderung und Alter beeinflusst.77 Die möglichen sozialen Folgen der Zulassung 
aktiver Sterbehilfe sind durchaus ernst zu nehmen.7

K Nicht übersehen werden darf 
außerdem, dass vermeintlich selbstbestimmtes Handeln oftmals solches gar nicht ist, 
beziehungsweise dass aus selbstbestimmtem Handeln fremdbestimmtes Handeln 
werden kann. Angesichts vielfältiger möglicher Drucksituationen kann eine generelle 
Freigabe aktiver Sterbehilfe das Selbstbestimmungsrecht becinträchtigen.

79 
Auch 

durch die Existenz von Suizidbeihilfeorganisationen kann ein Erwartungsdruck auf 
schwer kranke Menschen entstehen, den Suizid als vermeintlich übliche Lösung zu 
wählcn.80 

Selbstbestimmung muss daher durch Begrenzung der Selbstbestimmung geschützt 
werden.81 Dabei kann nicht geleugnet werden, dass Sterben und Tod eine ökonomi-
sche Komponente aufweisen. Alte und kranke Menschen können sich zum Tode ge-
drängt fühlen, aus vermeintlicher Rücksicht oder aus dem Gefühl heraus, zur Last zu 
fallen. Zum Anstoß der Selbstbestimmung kann in diesen Fällen leicht die innere 
Verpflichtung zum sozialverträglichen Frühversterben als letzter Dienst an den An-
gehörigen bzw. der Gesellschaft wcrden.82 Es stellt aber einen Widerspruch zur ver-
fassungsrechtlichen Werteordnung dar, wenn sich Sterbende und Schwcrstkranke 
nur noch als Last für die Gemeinschaft empfinden.83 

Der Konflikt zwischen Selbst- und Fremdbestimmung muss eine rechtliche Lösung 
dergestalt erfahren, dass Selbstbestimmung und Selbstverantwortung jeweils den 
Rang erhalten, der diesen Werten in einer freiheitlichen rechtsstaatliehen Gesellschaft 
zukommt und der gesellschaftlich akzeptabel ist.84 Durch die Erlaubthcit der aktiven 
Sterbehilfe würde hingenommen, dass ein Mensch über das Leben eines anderen 
Menschen verfügt.85 Für das Verfassungsrecht gilt der Schutz des Menschen vor 
Fremdbestimmung aber und gerade auch in den Grenzsituationen des Lebens und 
am Lebenscnde.86 

Anzufügen ist schließlich das Argument des drohenden "Dammbruchs"87
: Je stärker 

dem absoluten Recht auf Selbstbestimmung Raum gegeben wird, desto mehr relati-
viert sich der Schutz des Lebens. Wer die aktive Tötung in Konfliktsituationen zum 
Thema macht, öffnet die Tür für die Ausübung missbräuchlichen Drucks auf den 
Patienten.88 Schließlich verbietet das Erfordernis, eine dritte Person zur Durchfüh-

77 Liittig (Fn. 71), S. 58. 
78 Schreiber (Fn. 67), S. 476. 
79 Hohenstein (Fn. 48), S. 111. 

80 Gol!/Saliger Verbot organisierter Sterbehilfe, ZRP 2008, 199. 
81 Schreiber (Fn. 67), S. 476. 
82 Lüttig (Fn. 71), S. 58; Lorerzz (Fn. 56), S. 66. 
83 Wagner Schaffung eines Rechtsrahmens im Spannungsverhältnis Lebenserhaltungspflicht 

und Selbstbestimmungsrecht, ZRP 2005, S. 63. 
84 Otto (Fn. 30), S. 2218. 
85 Birkner (Fn. 55), S. 54. 
86 Hufen (Fn. 57), S. 851. 
87 \Vagner (Fn. 83), S. 63; Lorenz (Fn. 56), S. 64. 
88 Antoine (Fn. 29), S. 191. 
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rung der aktiven Sterbehilfe heranziehen zu müssen, ein Recht auf den eigenen Tod 
in Form der aktiven Sterbehilfe dem Schutzbereich des jedem Individuum von der 
Verfassung zugestandenen Rechts auf Selbstbestimmung zu entnehmen.

89 

cc) Menschenwürde 

Ein Recht auf den eigenen Tod in Form der aktlven Sterbehilfe könnte jedoch aus der 
Menschenwürde gemäß Art. 1 I GG folgen. Die Würde des Menschen stellt dc.n 
obersten Wert des Grundgesetzes dar.90 Dabei verkörpert Art. 11 GG auch :m 
GrundrechtY 1 Die Garantie dieser Norm fungiert als "tragendes Konsti.tutionsprm-
zip" ,92 also als die wichtigste Wertentscheidung des Grundgesetzes.93 

Der Mensch soll nicht nur davor bewahrt werden, Objekt staatlicher Gewalt zu sein. 
Seine Würde ist auch verletzt, wenn er zum willenlosen, passiven Objekt der Inten-
sivmedizin gemacht wird, ohne dass der Fortsetzung der Behandlung noch irgendein 
seinerseits durch Lebensschutz und Menschenwürde gerechtfertigter Sinn abzuge-
winnen Art. 1 I GG umfasst somit auch ein Recht auf würdevolles Sterben.

95 

Die Möglichkeit einer freien Entscheidung über den Zeitpunkt des eigenen Todes 
kann unter Umständen auch der Erfüllung eines würdigen Sterbens dienen.96 Nun 
kann aber nach überwiegender Auffassung der Betroffene in die Verletzung seiner 
Menschenwürde nicht wirksam einwilligen,97 da Art. 1 I GG ein seiner Disposition 
entzogenes Konstitutionselement des Rechtsstaates bildet. 

Es stellt sich allerdings die Frage, ob der Schutzbereich der Sicherung der grund-
legenden Freiheitsbedingungen nicht auch dem Betroffenen selbst überlässt, seinen 
eingeräumten Freiheitsraum gegen sich selbst, bis hin zur vollständigen Selbstauf-
gabe, zu nutzen. Der Schutzbereich des Art. 1 I GG ginge dann nicht weiter, als der 
Betroffene in freier Selbstdefinition hiervon Gebrauch machen willY8 Selbstbestim-
mung macht somit den Kern der Menschenwürde aus.99 Menschenwürde ist als der 
jedem Menschen mit seinem Dasein gegebene Anspruch auf Achtung zu verstehen. 
Diese Achtung kommt im Respekt vor der Selbstbestimmung des betroffenen Pa-
tienten zum Ausdruck. 100 Menschenwürde beinhaltet auch das Recht, bei schweren 

89 Hohenstein (Fn.48), S.118. 
90 BVerfGE 5, 85 (204). 
91 PierothiS eh link Grundrechte, 24. Auflage (2008), Rn. 350. 
92 BVerfGE 87, 209 (228). 
93 jarass in: Jarass/Pieroth, GG-Kommentar, 10. Auflage (2009), Art. 1, Rn. 2. 
94 Hufen (Fn. 57), S. 850 f. 
95 Holzhauer Von Verfassungs wegen: Straffreiheit für passive Sterbehilfe, ZRP 2004, S. 41 

(43). 
96 Hohenstein (Fn. 48), S. 128. 
97 BVerfGE 45, 187 (229). 
98 Arztoine (Fn. 29), S. 142. 
99 Fink Der Schutz des menschlichen Lebens im Grundgesetz- zugleich ein Beitrag zum Ver-

hältnis des Lebensrechts zur Menschenwürdegarantie, Jura 2000, S. 210; Hufen (Fn. 57), 
s. 851 f. 

100 I-lärle Patienten"autonomie" aus ethischer Sicht- Zur Aufhebung des Widerspruchs zwi-
schen Selbstbestimmung und Fürsorge, FPR 2007, S. 47 (51). 
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Leiden, körperlichem oder geistigem Verfall über ein Sterben in Würde zu entschci-
den.101 Insbesondere umfasst das Recht auch, den Abbruch lebensverlängernder 
Magnahmen zu verlangen. Es gilt hier der Grundsatz "in dubio pro dignitate". 102 

Ein Anspruch auf aktive Sterbehilfe überspannt jedoch den Würdeanspruch. 103 

Denn die Formulierung von Art. 1 I GG spricht in der Tat für die Unveräugerlichkeit 
bestimmter höchstpersönlicher Rechtsgi.iter, und dazu gehört in erster Linie das 
menschliche Lebcn. 104 Das Recht auf ein menschenwürdiges Sterben umfasst daher 
nicht die Durchführung der aktiven Sterbehilfe. 

IV. Aktive Sterbehilfe in den Niederlanden 

Die Niederlande haben 2001 als erstes Land der Welt ein "Gesetz zur Überprüfung 
von Lebensbeendigung auf Verlangen und Beihilfe zur Selbsttötung" (W'et toetsing 
levensbeeiruliging op verzoek en httlp bij zelfdoding/ 05 verabschiedet, das festlegt, 
unter welchen Bedingungen ein euthanasierender Arzt straffrei bleibt. 106 Im Gegen-
satz zum internationalen Sprachgebrauch wird Euthanasie in den Niederlanden fol-
gendennagen definiert: Euthanasie ist ein absichtlich lebensbeendendes Handeln 
durch eine andere als die betroffene Person auf deren ausdrückliche Bitte hin. 107 

1. Rechtslage 

Im Sommer 1999 wurde ein Gesetzentwurf in den Niederlanden ausgearbeitet, der 
vorsah, einen besonderen Strafausschlussgrund in das Strafgesetzbuch aufzunehmen, 
um Straffreiheit des Arztes bei Euthanasie zu gewährleisten. Am 28. November 2000 
billigte die Zweite Kammer (Tweede Karner) des Parlaments den Entwurf mit 104 zu 
40 Stimmen. Nachdem der Senat (Eerste Karner) das Gesetz verabschiedet hatte 
(2001), trat es am 1. April 2002 in Kraft. 10s Faktisch ist das Gesetz das Schlussstück 
einer langen Entwicklung, innerhalb derer sich nicht nur die ärztliche Praxis, son-
dern auch die Rechtsprechung zur Zulässigkeit der Sterbehilfe entscheidend gewan-
delt und ärztliche Interventionen zur direkten Beendigung des Lebens in Ausnahme-

101 Lttndau (Fn. 9), S. 51. 
102 Hufen (Fn. 57), S. 849. 
103 Herdegen in: Maunz/Dürig (Hrsg.), GG-Kommentar, Stand: Oktober 2008, Art. 1, Rn. 85. 
104 Land,ut (Fn. 9), S. 51. 
105 ]anssen Die Regelung der aktiven Sterbehilfe in den Niederlanden - Ein Novum, ZRP 

2001, S. 179. 
106 0. V., Euthanasie-Gesetze nun in allen Benelux-Ländern, Neue Zürcher Zeitung v. 22. Fe-

bruar 2008, S. 5. 
107 Reuter Die gesetzliche Reglung der aktiven ärztlichen Sterbehilfe des Königreichs der Nie-

derlande- ein Modell für die Bundesrepublik Deutschland? Diss. Göttingen 2002 (2. Auf-
lage), S. 5; Gordijin Euthanasie und medizinisch assistiertcr Suizid- Die neueste Entwick-
lung in den Niederlanden, KritV 2001, S. 457. 

108 Oduncu (Pn. 24), S. 74 f. 
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fällen zugelassen hat. Das Gesetz zur Überprüfung von Lebensbeendigung auf 
Verlangen und Beihilfe zur Selbsttötung kodifizierte in wesentlichen Teilen die 
niederländische Rcchtsprechung. 109 

Tötung auf Verlangen ist zwar weiterhin grundsätzlich nach Art. 293 I nlStGB eine 
mit Strafe bedrohte Handlung. Allerdings enthält das niederländische StGB nun-
mehr in Art. 293 II S. 2 einen besonderen Rechtfertigungsgrund 110 für Ärztc. 111 Die-
ser Rechtfertigungsgrund wird durch das Gesetz zur Überprüfung von Lebensbeen-
digung auf Verlangen und Beihilfe zur Selbsttötung näher ausgestaltet. Dagegen ist 
die Tötung durch den Arzt ohne ausdrückliche Bitte des Patienten pcr definitioncm 
keine Euthanasie und wird nach niederländischem Recht wie Totschlag (Art. 287 
niStGB) bzw. Mord (Art.289 n!StGB) gcahndet. 112 

2. Verfahren 

Das Gesetz zur Überprüfung von Lebensbeendigung auf Verlangen und Beihilfe zur 
Selbsttötung legt ein verwaltungsrechtlich geprägtes 113 Melde- und Prüfungsverfah-
ren für aktive Sterbehilfefälle fest. 114 

a) Anforderungen an die Sorgfaltspflicht des Arztes 

Die von einem Arzt zur Erlangung der Straffreiheit zu erfüllenden Sorgfaltsanforde-
rungen sind in§ 2 I lit. a-f des Gesetzes zur Überprüfung von Lebensbeendigung auf 
Verlangen und Beihilfe zur Selbsttötung festgelegt, dessen Kernstück diese Regelung 
bildet. Nur wenn diese Kriterien erfüllt sind, kann es zu einer Strafbefreiung des 
Arztes kommcn. 115 Das Gesetz nennt sechs voneinander unabhängige Kriterien, die 
der Arzt befolgen muss, soll die von ihm ausgeführte aktive Sterbehilfe straffrei blci-
ben.116 Danach muss sich der Arzt Gewissheit über die Tatsache verschaffen, dass ein 
freiverantwortliches und wohlüberlegtes Verlangen des Patienten vorliegt. Außer-
dem muss er sich davon überzeugen, dass das Leiden des Patienten unerträglich und 
eine Heilung aussichtslos ist. Im Weiteren muss er den Patienten umfassend über sei-
nen Zustand und seine Heilungsaussichten bzw. den weiteren Krankheitsverlauf 
informiert haben. Darüber hinaus muss er mit dem Patienten zur Überzeugung ge-
kommen sein, dass es für diesen in seiner Situation keine andere vernünftige Lösung 

109 Lindemann Zur Rechtswirklichkeit von Euthanasie und ärztlich assistiertem Suizid in den 
Niederlanden, ZStW 117 (2005), S. 208 (211); Ttrk Das niederländische Gesetz zur Kon-
trolle der Tötung auf Verlangen und Beihilfe zum Selbstmord, ZStW 113 (2001), S. 905 
(907). 

110 Ttrk (Fn. 109), S. 919 f. 
111 Lindemann (Fn.109), 5.211. 
112 Finger Evaluation der Praxis der aktiven Sterbehilfe und der Hilfe bei der Selbsttötung in 

den Niederlanden für das Jahr 2001, MedR 2004, S. 379 (380); Odtmcu (Fn. 24), S. 75. 
113 Lindemann (Fn. 109), S. 232. 
114 (Fn. 109), S. 914. 
115 ]ttrzssen (Fn. 105), S. 181. 
116 Tttk (Fn. 109), S. 914. 
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gibt. Daneben muss der behandelnde Arzt mindestens einen weiteren unabhängigen 
Arzt hinzugezogen haben, der den Patienten untersucht und sich ein Urteil gemäß 
den vorgenannten Sorgfaltsanforderungen gebildet hat. Schließlich muss er die Le-
bensbeendigung medizinisch sorgfältig durchgeführt haben. 117 

Umstritten ist, ob im Vorfeld der Lebensbeendigung ein Behandlungsverhältnis zwi-
schen Arzt und Patient existieren muss. Der zivilrechtliche Behandlungsvertrag ist der 
Rechtsgrund für die medizinische Betreuung des Patienten. Ein Behandlungsvertrag 
betrifft alle medizinischen Maßnahmen zur Heilung einer Krankheit und zur Diagnose 
sowie die notwendige Verpflichtung und pflegerische Versorgung. Dieser Behand-
lungsvertrag ist auch für die Sterbehilfe von Bedeutung. Die gesetzliche Formulierung 
der Sorgfaltsanforderungen weist darauf hin, dass bereits im Vorfeld der Lebensbeen-
digung ein Behandlungsverhältnis zwischen Arzt und Patient bestehen muss. 118 

Bei der Tötung auf Verlangen berechtigt die Willenserklärung des Patienten den Arzt 
zum Handeln, denn die Tötung auf Verlangen ist kein übliches medizinisches Han-
deln.119 Da sich aber aus Art. 11 der Verfassung des Königreichs der Niederlande 
(Grondwet voor het Koninkrijk der Nederlanden) kein Recht auf Tötung herleiten 
lässt, gibt es auch kein Selbstbestimmungsrecht in Bezug auf die aktive Sterbehilfe. 
Außerdem kann ein Arzt nicht gezwungen werden, eine Tötung auf Verlangen 
durchzuführcn. 120 Von dem Arzt, der eine solche MaHnahme ablehnt, wird erwartet, 
dass er den Patienten, der sich mit einem solchen Verlangen an ihn gewandt hat, an 
einen anderen Arzt vcrwcist. 121 

b) Meldeverpflichtung beim Leichenbeschauer 

Damit der Arzt in den Genuss der Straffreiheit gelangen kann, muss er nicht nur die 
Sorgfaltsanforderungen des Art. 2 I des Gesetzes zur Überprüfung von Lebensbeen-
digung auf Verlangen und Beihilfe zur Selbsttötung erfüllen. Sondern gemäß § 7 li 
Leichen- und Bestattungswesengesetz (Wet op de Lijkbezorging) muss er den Fall 
der aktiven Sterbehilfe melden. 122 Die Vorschrift bestimmt, dass ein Arzt in einem 
solchen Fall keine Erklärung über einen natürlichen Tod abgeben darf, sondern dem 
Leichenbeschauer unverzüglich die wahre Todesursache mitteilen muss. Mit dieser 
Mitteilung muss der Arzt auch einen begründeten Bericht über die Einhaltung der 
gesetzlichen Sorgfaltsanforderungen abgeben. 123 

c) Regionale Prüfungskommissionen 

Nachdem der Leiellenbeschauer von dem behandelnden Arzt sowohl das Meldefor-
mular als auch den begründeten Bericht erhalten hat, setzt er nach Art. 10 li des Ge-

117 Gordijn (Pn. 107), S. 461 f. 
118 Lindemann (Fn.109), 5.217. 
119 Tak (Fn. 109), S. 916 ff. 
120 Gordijn (Fn. 107), S. 464. 
121 Lindemann (Fn. 1 09), S. 217; Tak (Fn. 1 09), S. 916 ff. 
122 janssen (Fn. 105), S. 181. 
123 Tak (Fn. 109), S. 915. 
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sctzes über die Leichenbestattung seinerseits unverzüglich eine der regionalen Prü-
fungskommissionen (regionale toetsingscommissies) in Kenntnis. Die eigentliche 
Überprüfung obliegt nun der regionalen Prüfungskommission aufgrund eigener 
Sachkompetenz. 124 Wenn die Kontrollkommission zu der Überzeugung gelangt, dass 
der Arzt die verlangten Sorgfaltsbedingungen erfüllt hat, ist die Sache ohne weiteres 
erledigt. In diesem Fall wird auch die Staatsanwaltschaft nicht informiert. Die Kon-
trollkommission muss ihr Gutachten an die zuständige Staatsanwaltschaft nur 
weiterleiten, wenn die Kommission zu dem Ergebnis gelangt, dass der Arzt nicht 
sorgfältig gehandelt hat. 125 

Gegen die Entscheidung der regionalen Prüfungskommission sind weder Berufung 
noch Beschwerde möglich. Dies stellt Art.l:6 lit. e des Allgemeinen Verwaltungs-
rechtsgesetzes (Algemene wet bestuursrecht) klar. Gemäß Art. 10 Nr. 3 der Richt-
linien über die Wirkungsweise der regionalen Prüfungskommissionen zur Sterbehil-
fe (R.ichtlijnen betreffende de werkwijze van de regionale toetsingscommissies eutha-
nasie) müssen diese im Falle einer Sorgfaltsverletzung des Arztes eine Kopie ihrer 
Entscheidung mit dem Dossier an die Staatsanwaltschaft schicken. Das Dossier ent-
hält unter anderem auch einen Bericht über ein Gespräch mit dem Arzt (Art.lO 
Nr. l lit. a). Die Prüfungskommissionen sind auf Antrag der Staatsanwaltschaft 
verpflichtet, alle Informationen weiterzuleiten, die sie zur Beurteilung der Maßnah-
men des Arztes braucht. 126 Die Staatsanwaltschaft entscheidet anschließend, ob 
gegen den Arzt Anklage erhoben werden soll. Die Staatsanwaltschaft bleibt aber 
auch bei einer Entscheidung der Kommission befugt, auf Grund 
eigener (neuer) Erkenntnisse (z. B. bei weiteren Informationen durch Dritte) tätig 
zu werd en. 127 

Gemäß Art. 12 I des Gesetzes zur Überprüfung von Lebensbeendigung auf Verlan-
gen und Beihilfe zur Selbsttötung bestehen die fünf regionalen Prüfungskommissio-
nen jeweils aus einer ungeraden Anzahl von Mitgliedern, mindestens jedoch aus drei 
Personen und entscheiden mit einfacher Mehrheit. Auf jeden Fall haben ihr ein Jurist 
als Vorsitzender, ein Mediziner und ein Ethiker anzugehören. 12

H Um eine einheitliche 
Beurteilung seitens der einzelnen Prüfungskommissionen zu gewährleisten, sind 
regelmäßige Beratungen (zumindest zweimal im Jahr) der Kommissionsvorsitzenden 
im Beisein von Vertretern der Staatsanwaltschaft und der staatlichen Gesundheits-
inspektion vorgesehen. Letztlich ist es die Aufgabe der regionalen Prüfungskommis-
sionen, einmal im Jahr einen Jahresbericht herauszugeben, wie die Kommissionen 
gearbeitet haben. 129 Zu beachten ist, dass nur gemeldete Fälle und diese auch nur re-
trospektiv geprüft werden können. Darüber hinaus können die Prüfungskommissio-

124 jarzssen (Fn. 105), S. 181. 
125 Tak (Pn. 109), S. 917. 
126 College van procttreurs-generaal, Bclcidsrcgcls - Mcdisch (Euthanasie) (actuecl), http:// 

www.fomat.nllaanwijzingeuth.hunl. 
127 Jarzssen (Fn. 105), S. 181. 
128 Gordijn (Fn. 107), S. 460. 
129 janssen (Fn. 105), S. 182. 
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nen aus verschiedenen Gründen der Justiz Fälle vorenthalten. Demnach stärken sie 
die Position des Arztes und schwächen die des Paticnten. 130 

d) Sonderfälle 

aa) Minderjährige 

Die Regelungen in Art. 2 III, IV des Gesetzes zur Überprüfung von Lebensbeendi-
gung auf Verlangen und Beihilfe zur Selbsttötung befassen sich mit dem Wunsch 
Minderjähriger nach Sterbehilfe. Grundsätzlich haben danach auch Minderjährige 
genügend Einsichtsvermögen, um freiverantwortlich und wohlüberlegt eine Lebens-
beendigung zu verlangen. 131 Die Normen enthalten eine am Alter des Patienten aus-
gerichtete Staffelung der Einbeziehung der Eltern in den Entscheidungsprozess. 
Während bei 12- bis 15jährigen grundsätzlich die Zustimmung der Erziehungsbe-
rechtigten oder des Vormundes erforderlich ist, können 16- und 17jährige im Prinzip 
selbständig entscheiden. Die Eltern sind hier lediglich in die Entscheidungsfindung 
einzubeziehen. 132 Keine Anwendung findet das Gesetz auf Patienten unter 12 Jahren, 
da das notwendige Einsichtsvermögen nicht vorhanden ist. 133 · · 

bb) Nicht mehr mitteilungsfähige Personen 

Die Willenserklärung des Patienten spielt für die Entscheidung des Arztes, aktive 
Sterbehilfe zu leisten, eine herausragende Ro11e. Falls der erwachsene Patient nicht 
mehr in der Lage ist, sich zu äußern, wird seine schriftliche Willenserklärung durch 
das Gesetz (Art. 2 li des Gesetzes zur Überprüfung von Lebensbeendigung auf Ver-
langen und Beihilfe zur Selbsttötung) explizit als freiwilliges und wohlerwogenes 
Verlangen i. S. des§ 293 nlStGB anerkannt. 134 Die schriftliche Erklärung des Patien-: 
ten muss klar formuliert sein. Trotz erfüllter Vorgaben für die Gültigkeit einer 
schriftlichen Euthanasieerklärung kann bzw. muss der Arzt von der Lebensbeendi-
gung absehen, sofern gewichtige Gründe gegeben sind. 135 Auch wenn der Patient 
noch keine 18, aber schon 16Jahre alt ist und nicht mehr in der Lage ist, sich zu 
äußern, kann der Arzt aktiv und direkt Stcrbhilfe leisten, wenn der Patient seinem 
Tötungsverlangen zuvor schriftlich Ausdruck verliehen hat. 136 . 

3. Anwendungsprobleme 

In der Praxis der Gesetzesanwendung erweisen sich mehrere Bereiche als 
tisch. · 

130 Oduncu (Fn. 24), S. 90. 
J anssen (F n. 1 05 ), S. 182. ·.'' 

131 
132 Lindemann (Fn. 1 09), S. 227. 

133 janssen (Fn. 105), 5.182. 

134 Tak (Fn.J09), S. 916. 

135 janssen (Fn.105), 5.182. 

136 Tak (Fn. 109), S. 915. 
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a) Vage Begriffe 

Im Gesetz zur Überprüfung von Lebensbeendigung auf Verlangen und Beihilfe zur 
Selbsttötung sind einige abstrakte Begriffe enthalten. Beispielsweise ist in der For-
mulierung der Sorgfaltsbedingungen die Rede von untragbarem Leid.en des Patienten 
sowie von einem aussichtlosen Zustand. Derart vage und dehnbare Begriffe 
bergen die Gefahr, dass sie im Laufe der Zeit durch die Rechtsprechung weiter als ur-
sprünglich vom parlamentarischen Gesetzgeber vorgesehen interpretiert werden. 137 

b) Rechtsunsicherheit auf Seiten des Arztes 

Mit dem Gesetz zur Überprüfung von Lebensbeendigung auf Verlangen und Beihilfe 
zur Selbsttötung beabsichtigte niederländische Regierung eine Erhöhung der 
Rechtssicherheit zugunsten der Arzte. Aber aufgrund der relativ abstrakten Formu-
lierung der Sorgfaltsbedingungen besteht bei vielen Ärzten eine große Unsicherheit 
darüber, ob sie in ihrem konkreten Fall von Euthanasie den Sorgfaltsbedingungen 

Genüge getan haben. 
138 

· 

c) Verletzung der Meldepflicht 

zwar haben die Meldungen der Fälle von aktiver Sterbehilfe von 41 % (1995) auf 

54 % (2.054 Meldungen, 2001) zugenommen. Allerdings werden damit immer noch 

46 % der Fälle nicht gemeldet.139 Als Gründe für das Nicht-Anzeigen nannten die 
Ärzte unter anderem den Wunsch Angehörigen des Patienten nach Ersparnis ge-
'chtlicher Nachforschungen, den eigenen Wunsch nach Ersparnis von Unannehm-

hkeiten mit der Justiz sowie die Furcht vor Strafverfolgung.,140 Im Jahr 2005 stieg 
der Wert der Meldungen auf 80%. Trotz dieser erheblichen Verbesserung wer-

den 20% der Fälle von aktiver Sterbehilfe aber weiterhin nicht gemeldet. Zuletzt 
wurde im Jahr 2007 von 2120 Meldungen berichtet. 141 

d) Legitimation der regionalen Prüfungskommissionen 

Die Kommissionsmitglieder werden durch den Justizminister und durch den Ge-
sundheitsminister auf jeweils sechs Jahre Eine einmalige Wiederernennung 
. t möglich (Art. 4 I S. 2 des Gesetzes zur Uberprüfung von Lebensbeendigung auf 

und Beihilfe zur Legitimation der Kommissionen muss 
aber bezweifelt werden. - Wie es im intemationalen Vergleich 
von bestaugt fallen Urteile über Strafverfolgungen von 
Euthanasiefällen m Geltungsbereich der Staatsanwaltschaft. Auch in dem 
Art. 113 des niederländischen (Grondwet voor het Koninkrijk der 
Nederlanden) ist das so festgelegt. 

---137 Gordijn (Fn. 1 07), S. 464. 

138 Gordijn (Fn. 1 07), 5.464. 
139 . Finger (Fn.l12), S. 381. .. 

14
o Oduncu (Fn. 24_), S. 84; (Fn. 1 S. 460. 

41 
Regionale toetsmgscommiSSJes euthanasJC,} aarverslag 2007, 

1 http:/ /www.euthanasiecommissie.nl/Toetsingscommissie/jaarverslag/. 

142 Oduncu (Fn. 24), S. 9'0 t 
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e) Tötung ohne ausdrückliches Verlangen 

Es werden nachweislich auch Patienten getötet, ohne dass sie ausdrücklich daruin ge-
beten haben. Dieses Verhalten ist aber nach obigen Ausführungen keine Euthanasie. 
Als Begründung für dieses Vorgehen geben Ärzte an, dass jede medizinische Hand-
lung sinnlos geworden sei. Weitere Gründe sind die fehlende Aussicht auf Besserung 
sowie der Umstand, dass die Angehörigen das Leid des Patienten nicht mehr mitan-
sehen können. 143 Aber auch das lebensbeendende Handeln ohne ausdrückliches Ver-
langen muss vom Arzt gemeldet werden. Dies geschieht ebenfalls nach einem Melde-
und Prüfverfahren. Dabei übersendet der Leichenbeschauer den Fall aber nicht einer 
regionalen Prüfungskommission, sondern übergibt ihn an den Staatsanwalt weiter, 
der den Fall prüft und sein Urteil an die Generalstaatsanwaltschaft weiterleitet, die 
über die Strafverfolgung entscheidet. Dadurch, dass die Meldung eines solchen Falles 
für den Arzt ein hohes Risiko darstellt, da Iebensbeendendes Handeln ohne Verlan-
gen als Totschlag oder Mord geahndet wird, werden diese Fälle nur ganz selten, in 
weniger als 1 % der Fälle, gemeldet. 144 

f) Vereinbarkeit mit höherrangigem Recht 

Fraglich ist, inwieweit dieses Meldeverfahren mit der Verfassung vereinbar ist. Den 
niederländischen Gerichten ist es verboten, die Verfassungskonformität von Geset-
zen zu überprüfen (Art. ]20 Grondwet). Vor diesem Hintergrund kommt den inter-
nationalen Menschenrechten, denen Art. 94 Grondwet als unmittelbar anwendbare 
Normen Vorrang einräumt, eine enorme Bedeutung für die niederländische Rechts-
ordnung zu. Die Niederlande sind demnach an die EMRK gebunden. 145 

Die unter bestimmten Voraussetzungen zulässige aktive Sterbehilfe könnte gegen 
das Recht auf Leben gemäß Art. 2 I EMRK verstoßen. Aus Art. 2 EMRKfolgtnicht 
das Recht zu sterben, auch nicht ein Recht auf Selbstbestimmung i. S. eines Rechts 
auf Entscheidung für den Tod anstelle des Lebens. 146 Dies bestätigt der Wortlaut .. 
dieser Norm ausdrücklich, da danach ein gesetzlicher Schutz des menschlichen 
Lebens verlangt wird. Aber aus Art. 2 EMRK folgt keine Verpflichtung des Staates, 
die Tötung auf Verlangen zu verbieten. Der EGMR hat die Frage ausdrücklich offen 
gelassen. 147 Angesichts der großen Unterschiede, die zwischen den Rechtsordnun-
gen der Mitgliedsstaaten bestehen, ist ein gemeineuropäischer Standard nicht fest-
zustellen, der eine Grundlage dafür bieten könnte, um ein Gebot der rechtlichen 
Zulässigkeit der Sterbehilfe anzunehmen. 148 Demnach liegt kein Verstoß gegen 
Art. 2 EMRK vor. · 

143 Ebd. S. 80f. 
144 Finger (Fn.112), S. 381. 
145 Besselink Grundlagen und Grundzüge staatlichen Verfassungsrechts: Niederlande, in: v. 

Bogdandy/Cruz Villaion/Huber (Hrsg.), Handbuch Ius Publicum Europaeum I, 2007, 
s. 327 (378). 

146 Meyer-Ladewig Europäische Menschenrcchtskonvention, 2. AufJage (2006),· Art. 2, Rn; L. 
147 EGMR, EuGRZ 2002,234, Z. 41. . . 
148 Grabenwarter Europäische Mcnschenreehtskonvention, 3. Auflage (2008), S. 138. · 
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Dagegen könnte das niederländische Meldeverfahren aber den aus dem Gebot eines 
fairen Verfahrens (Art. 6 I S. 1 EMRK) abgeleiteten Grundsatz der Sclbstbclastungs-
f 'l · 149 ( • ) 1 re11eit nemo tenetur se 1psum accusare ver etzen. Der Arzt ist gegenüber der zu-
ständigen regionalen Kontrollkommission zur ausführlichen Schilderung des Sach-
verhalts verpflichtet. Auch wenn der niederländische Gesetzgeber eine umfassende 
Straffreistellung beabsichtigte, wird der Grundsatz der Selbstbelastungsfreiheit ge-
rade in denjenigen Fällen relevant, in denen die Kontrollkommission im Hinblick auf 
die Befolgung der Sorgfaltsanforderungen zu einem negativen Urteil kommt. Der 
betroffene Arzt muss also durchaus fürchten, den Behörden durch seine Meldung 
Material zur Verfügung zu stellen, dessen Inhalt seine Strafbarkeit belegt. Deshalb ist 
von einem Beweisverwertungsverbot im Hinblick auf die durch das Meldeverfahren 
erlangten Informationen in einem sich anschließenden Strafverfahren auszugehen. 150 

Die Kommissionen haben sich danach auf die bloße Mitteilung des negativen Prü-
fungsergebnisses an die Staatsanwaltschaft zu beschränken. Soweit eine darüber 
hinaus gehende Weiterleitung aller zu ihrer Kenntnisse gelangten Informationen er-
folgt, steht die niederländische Regelung im Widerspruch zu den Anforderungen aus 
Art. 6 EMRK. 151 

4. Bewertung 

Zusammenfassend lässt sich für die niederländische Regelung sagen, dass die "Tö-
tungspraxis" einer staatlichen Kontrolle weitgehend entzogen bleibt. Das liegt daran, 
dass zum einen trotz zugesicherter Straffreiheit nicht alle Euthanasiefälle gemeldet 
werden, und zum anderen die Meldung durch Ärzte sowie die Prüfung durch die 
Kontrollkommissionen nicht prospektiv, sondern retrospektiv erfolgen. Hierdurch 
werden ein frühzeitiges Einschreiten und damit eine staatliche Kontrolle unmöglich 
gemacht. Es wäre deshalb zu überlegen, ob es nicht eine bessere Lösung darstellen 
würde, wenn man ein Verfahren vor der Tötung des Patienten durchführen würde. 
Daneben werden bei einem beträchtlichen Teil der Fälle offensichtlich die recht-
lichen Zulässigkeitsanforderungen, aber auch der Patientenwille missachtet. Juris-
tisch betrachtet wird rechtswidrig getötet. 152 Bei rund 1000 Patienten wird jährlich 
das Leben beendet, ohne dass eine ausdrückliche Bitte vorlag. 153 Diese hohe Zahl 
zeigt, dass ein Missbrauch auch durch die niederländische de facto-Legalisierung 
nicht verhindert werden konnte. 

149 Meyer-Lttdewig (Fn. 146), Art. 6, Rn. 52. 
ISO In konsequenter Anwendung der Grundsätze aus J. B./Schweiz - EGMR, NJW 2002, 

499 ff. 
151 Lindernarm (Fn.l09), S.234f. 
!52 Odurzcu (Fn. 24), S. 92. 
!53 Lorerzz (Fn. 56), S. 66. 
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V. Rechtspolitischer Ausblick 

Menschenwürdiges Sterben, Selbstbestimmung des Patienten, Lebensschutz, Gewis-
sensfreiheit des Arztes und Anteilnahme der Angehörigen: Dies sind die abzuwägen-
den Interessen in der Diskussion über die aktive Sterbehilfe. Aus ethischer Sicht be-
tonen die Befürworter aktiver Sterbehilfe das Motiv der Leidensminderung sowie 
der Selbstbestimmung. Wenn ein Mensch sterben und von schweren Leiden befreit 
werden wolle, dann sei eine "Paternalisierung" unter Berufung auf die Arztpflicht 
und die "Heiligkeit des Lebens" eine unerträgliche Demütigung; da ihm Ideale auf-
gezwungen würden, die er gar nicht teile. 15"1 

Jeder Einzelne ist aber kein isoliertes Individuum, sondern muss als Mitglied der Ge-
meinschaft Schranken seiner Selbstbestimmung hinnehmen. 155 Selbstgefährdung und 
Selbstaufgabe können verhindert werden, wenn Rechtsgüter der Allgemeinheit oder 
Rechte Dritter betroffen sind. 156 Hierzu zählen auch die Schutzpflicht des Staates für 
das Leben und die Achtung des Lebens als Wert der Gemeinschaft ("effektiver Le-
bensschutz"157).158 Deshalb ist das Verbot aktiver Sterbehilfe verfassungsrechtlich ge-
rechtfertigt. Der Gesetzgeber darf hier auch dem "Dammbruch-Argument" 159 sowie 
dem gesellschaftlichen und ethischen "Tötungstabu" 160 Rechnung tragen und dem bei 
einer Zulassung der aktiven Sterbehilfe drohenden Druck auf Ärzte 161 (Religions- und 
Gewissensfreiheit, Art. 4 I GG) und Patienten vorbeugen. Außerdem wird so verhin-
dert, dass über menschliches Leben fremd verfügt wird. Die Beihilfe zum Selbstmord 
ist jedoch mangels rechtswidriger Haupttat straflos. Denn der Suizident nimmt die 
Tötung selbst vor und verantwortet sie, während er sich bei der Tötung auf Verlangen 
in die Hände des Dritten und damit in dessen Verantwortungsbereich begibt. 162 

Da dem Gesetzgeber beim Schutz des Lebens ein weiter Beurteilungsspielraum zu-
kommt, 163 wäre er nicht gehindert, die Strafbarkeit aktiver Sterbehilfe für solche -
strikt eingegrenzten - Fälle aufzuheben, in denen zum Beispiel ein Todkranker sie 
ohne äußeren Druck und bei vollem Bewusstsein verlangt. 164 Gleichzeitig muss aber 
vor einem "Qualitätssprung" durch gesetzliche Verallgemeinerung gewarnt werden. 
Jede Form geziclter Tötung berührt elementar die Grundlagen des gesellschaftlichen 
Zusammenlebens, da die Rechtsordnung insgesamt als Friedensordnung in Frage 
gestellt wird. 165 

154 Landau (Fn. 9), S. 50. 
155 BVcrfGE 4, 7. 
156 BVerfGE 59, 275 (280). 
157 Schroth Der Handlungsspielraum des Arztesam Ende des Lebens, in: Hager (Hrsg): Die 

Patientenverfügung, 2006, S. 60 ( 61 ). 
158 Httfen (Fn. 57), S. 855. 
159 Antoine (Fn.29), S.191. 
160 Schroth (Fn.157), S.61. 
161 Antoine (Fn. 29), S. 278. 
162 Leitner (Fn. 14), S. 79. 
163 BVerfGE 46, 160 (164). 
164 Hufen (Fn. 57), S. 855. 
165 Duttge Sterbehilfe aus rechtsphilosophischer Sicht, GA 2001, S. 158 (171 ff.). 

...,. __ .:• 
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Jedem Einzelfall einer Tötung auf Verlangen liegt aber gleichzeitig eine komplexe 
und schwierige Gewissensentscheidung aller Beteiligten zu Grunde, die Respekt ver-
dient. Deshalb wäre es überlegenswert, den Strafrahmen des § 216 StGB dahinge-
hend zu ändern, dass eine Mimlestfreiheitsstrafe nicht mehr vorgesehen ist, sondern 
durch eine Geldstrafe ersetzt wird. Dadurch würde den Gerichten die Möglichkeit 
eröffnet, das gesamte Spektrum der Bestrafungsmöglichkeiten auszuschöpfen und je-
dem Fall individuell gerecht zu wcrdcn. 166 Die niederländische Regelung der aktiven 
Sterbehilfe könnte demgegenüber vor der deutschen Verfassungsordnung nicht be-
stehen, da die Schutzmaßnahmen primär repressiv sind und leicht umgangen werden 
können, so dass sie keinen effektiven Lebensschutz gewährleisten. 167 

VI. Fazit 

Abschließend ist die Frage aufzuwerfen, ob trotzgroßzügigen Einsatzes von passiver 
und indirekter Sterbehilfe, von moderner Palliativmedizin und hospizgerechter Um-
sorgung schwerstkranker Patienten unerträgliche psychische und körperliche Leiden 
denkbar sind, die es unter Berücksichtigung der aufgezeigten Gefahren für das allge-
meine Rechts- und Wertebewusstsein rechtfertigen, den verbleibenden Lebensrest 
von dem unabdingbaren staatlichen Lebensschutz auch gegenüber dem eigenen 
Todesverlangen auszunehmen. 

Bei der Beantwortung der Frage darf das Selbstbestimmungsrecht des Patienten nicht 
die entscheidende Rolle spielen. Andernfalls müsste die Tötung auf dessen ausdrück-
liches Verlangen auch zugelassen werden, wenn dieses Verlangen auf nachvollzieh-
baren ernsthaften Überlegungen beruht, eine Konsequenz, die in keinem zivilisierten 
Staat toleriert werden kann. Denn ein unbegrenztes Verfügungsrecht des Einzelnen 
über sein Leben würde den allgemeinen Lebensschutz relativieren, die Achtung vor 
dem Leben untergraben und könnte den Gefahren eines Missbrauchs nicht wirksam 
begegnen. 

In seltenen Ausnahmesituationen kann aber auch eine gezielte Tötung als nicht straf-
bar zu bewerten sein, etwa wenn die medizinischen Möglichkeiten einmal nicht ge-
nügen sollten, einen entwürdigenden Todeskampf abzuwenden. Dabei kann es sich 
jedoch immer nur um einen besonderen, einer Verallgemeinerung nicht zugänglichen 
Einzelfall handeln. Die Beibehaltung des Verbots der aktiven Sterbehilfe liegt auch 
im Interesse der Patienten. Es versagt zwar dem Einzelnen die Erfüllung seines Wun-
sches, gibt aber der Mehrheit der Sterbenskranken die Gewissheit, nicht verfrüht aus 
der Gemeinschaft ausgestoßen zu werden, und sichert deren Recht, bis zuletzt effek-
tiv und einfühlsam betreut zu werden. 

Humanität auch im Sterben erfordert nicht, die geziclte Tötung von Patienten unter 
verallgemeinerten gesetzlichen Voraussetzungen zuzulassen. Die Missbräuche der 

166 Birkner (Pn. 55), S. 54. 
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Nationalsozialisten spielen bei der EntscheidungsEindung nur insoweit eine Rolle, als 
sie unseren Sinn dafür geschärft haben, welche negativen Folgen eine Aufweichung 
des unbedingten Lebensschutzes bewirken kann. Humanität im Sterben ohne Zulas-
sung der aktiven Sterbehilfe ist aber nur dann gesichert, wenn man die heute noch 
vorhandenen rechtlichen, gesellschaftlichen und ökonomischen Hindernisse abbaut, 
die in bestimmten Fällen einem Sterben unter menschenwürdigen Bedingungen ent-
gegenstehen. In Deutschland besteht aber kein Bedi.irfnis, die weitreichenden Eutha· 
nasie-Gesetze unserer niederländischen, belgiseben und Iuxemburgischen Nachbarn 
zu übernehmen. 


